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Chronique générale

Eléments du système politique

Ordre juridique

Ordre juridique

Schriftstücke, die eine gesetzliche Frist auslösen, innerhalb welcher die
Rechtsunterworfenen handeln müssen – zum Beispiel Willensäusserungen,
Behördenentscheide oder Gerichtsurteile – stellen laut Mauro Poggia (mcg, GE) eine
Quelle der Rechtsunsicherheit dar, da es keine über alle Rechtsbereiche einheitlichen
Regelungen für die Bekanntgabe solcher Fristen gibt. Der Nationalrat gab mit der
Annahme eines entsprechenden Postulates im Herbst 2015 dem Bundesrat den Auftrag,
in einem Bericht aufzuzeigen, wie heute Schriftstücke, die eine Frist auslösen,
bekanntgemacht werden und welches die Vor- und Nachteile der bestehenden Praxis
sind. 1

POSTULAT
DATE: 21.09.2015
KARIN FRICK

Droit pénal

Um das 2011 geschaffene Zwangsmassnahmengericht zu entlasten, forderte eine
parlamentarische Initiative Poggia (mcg, GE), dass der von der Staatsanwaltschaft
erlassene Strafbefehl für eine unbedingte Freiheitsstrafe der Anordnung einer
einmonatigen Untersuchungshaft gleichkomme. Nach der geltenden Regelung steht es
der Staatsanwaltschaft nicht zu, selbst eine Untersuchungshaft anzuordnen. Der
Nationalrat wollte die Untersuchungshaft aber auch weiterhin von dem Strafbefehl
getrennt wissen und lehnte daher das Begehren mit 126 zu 58 Stimmen ab. 2

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 03.12.2013
NADJA ACKERMANN

Die Bekämpfung von Identitätsmissbrauch war das Ziel einer 2013 eingereichten
parlamentarischen Initiative Poggia (mcg, GE). Das Anliegen verlangte, mittels digitaler
Kommunikationsmittel begangenen Identitätsmissbrauch unter Strafe zu stellen, sofern
eine subjektive Schädigungsabsicht gegeben ist. Da im Herbst 2014 nur die RK-NR,
nicht aber die RK-SR, der Initiative Folge gegeben hatte, wurde sie im Herbst 2015 im
Nationalrat behandelt. Dessen Kommissionsmehrheit anerkannte den Handlungsbedarf,
war aber mittlerweile zum Schluss gekommen, das Problem solle besser über die zu
diesem Zeitpunkt bereits in beiden Räten gutgeheissene Motion Comte (fdp, NE)
angegangen werden. Eine knappe Mehrheit der grossen Kammer folgte dieser
Argumentation versenkte die Initiative. 3

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 08.09.2015
KARIN FRICK

Die geltende Rechtslage lässt Angehörige von Opfern, die durch eine Straftat ums Leben
gekommen sind, nur dann als Privatkläger auftreten, wenn sie Zivilklage gegen die
beschuldigte Person erheben. Kann gegen die beschuldigte Person keine Zivilklage
erhoben werden, beispielsweise gegen medizinisches Personal öffentlicher Spitäler,
können die Angehörigen der verstorbenen Person keine unmittelbare Verletzung ihrer
eigenen geistigen, körperlichen oder sexuellen Integrität geltend machen (Pa.Iv. 12.463).
Auch bei einem überlebenden Opfer sei nicht klar, ob dieses im Prozess als Partei
auftreten könne, selbst wenn es gegen die beschuldigte Person keine zivilrechtlichen
Ansprüche geltend machen kann (Pa.Iv. 12.492). Zur Beseitigung dieser Ungleichheiten
und Unklarheiten betreffend die Privatklägerschaft im Strafprozess hatte Mauro Poggia
(mcg, GE) im Jahr 2012 zwei parlamentarische Initiativen zu entsprechenden
Anpassungen der Strafprozessordnung eingereicht.

Auch Daniel Jositsch (sp, ZH) wollte mit zwei im gleichen Jahr eingereichten
parlamentarischen Initiativen die Strafprozessordung ändern. Zum einen soll die Gefahr
einer Wiederholungstat auch bei Ersttätern und nicht wie bisher nur bei
Wiederholungstätern als Haftgrund vorgesehen werden (Pa.Iv. 12.495), zum anderen soll
bei Haft- und Haftentlassungsentscheiden nicht nur der verhafteten Person, sondern
auch der Staatsanwaltschaft ein Beschwerderecht zukommen (Pa.Iv. 12.497).

Allen vier Initiativen wurde von den Rechtskommissionen beider Räte Folge gegeben.
Der Nationalrat verlängerte im Frühling 2016 auf Antrag seiner Kommission die Frist zur
Ausarbeitung eines Erlassentwurfs bis zur Frühjahrssession 2018. Bei Anpassungen der
Strafprozessordnung will man vorerst Zurückhaltung üben, bis der Bundesrat dem

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 18.03.2016
KARIN FRICK
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Parlament bis spätestens Ende 2018 ohnehin einen Revisionsentwurf zur
Strafprozessordnung vorgelegt haben wird. 4

Um den Vorschlägen des Bundesrates zur Anpassung der Strafprozessordnung nicht
vorzugreifen – diese sollten Anfang 2019 dem Parlament vorgelegt werden –, verlängerte
der Nationalrat auf Antrag seiner Rechtskommission die Frist für die vier
parlamentarischen Initiativen Poggia (mcg, GE; Pa.Iv. 12.463 und Pa.Iv. 12.492) und
Jositsch (sp, ZH; Pa.Iv. 12.495 und Pa.Iv. 12.497) um weitere zwei Jahre bis zur
Wintersession 2020. 5

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 14.12.2018
KARIN FRICK

Die mittels vier parlamentarischen Initiativen Poggia (mcg, GE; Pa.Iv. 12.463, 12.492) und
Jositsch (sp, ZH; Pa.Iv. 12.495, 12.497) geforderten Anpassungen der
Strafprozessordnung wurden von der RK-NR im Rahmen der laufenden StPO-Revision
diskutiert. Dabei nahm sie die Forderungen nach der Möglichkeit zur
Untersuchungshaft bei qualifizierter Wiederholungsgefahr (Pa.Iv. 12.495) sowie nach
der Ausweitung der Beschwerdeberechtigung bei Haftentscheiden auf die
Staatsanwaltschaft (Pa.Iv. 12.497) in die StPO-Revision auf. Bei den anderen beiden
Anliegen betreffend die Privatklägerschaft im Strafprozess (Pa.Iv. 12.463) und die
Zulassung zum Bundesgericht (Pa.Iv. 12.492) sah sie keinen Handlungsbedarf. Nach ihrer
intensiven Auseinandersetzung mit der Thematik beantragte die RK-NR ihrem Rat, die
vier parlamentarischen Initiativen abzuschreiben, was dieser in der Frühjahrssession
2021 stillschweigend tat. 6

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 19.03.2021
KARIN FRICK

Droit privé

Der Schutz vor unverhältnismässiger und ungerechtfertigter Strenge im Zivilprozess
war das Anliegen einer parlamentarischen Initiative Poggia (mcg, GE), der im Mai 2013
von der RK-NR Folge gegeben worden war. Im Juli desselben Jahres hatte die RK-SR
diesem Entscheid jedoch nicht zugestimmt, weshalb sich in der Frühjahrssession 2014
der Nationalrat mit der Initiative befasste. Die Mehrheit seiner Rechtskommission war
ihrer Linie treu geblieben und beantragte Folge geben. Sie beobachtete ein
Ungleichgewicht zwischen den Rechtsfolgen für die klagende und die beklagte Partei
bei Abwesenheit im Schlichtungsverfahren. Konkret seien die Folgen des
Nichterscheinens für die klagende Partei zu strikt, weshalb hier eine Anpassung nötig
sei. Mit 115 zu 67 Stimmen folgte der Nationalrat letztlich aber dem Antrag der
Kommissionsminderheit, die keinen Handlungsbedarf erkannt hatte, und gab der
Initiative keine Folge. 7

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 04.03.2014
KARIN FRICK

Verschuldete Personen sollen weniger stark unter Druck gesetzt werden, indem die
effektiv überwiesenen monatlichen Beträge für die Ratenzahlung von Steuern in die
Berechnung des Existenzminimums einbezogen werden, so die Forderung einer
parlamentarischen Initiative Golay (mcg, GE). Der Initiant knüpfte damit an eine 2013
abgelehnte parlamentarische Initiative Poggia (mcg, GE) (Pa.Iv. 12.405) an, welche das
gleiche Ziel verfolgt hatte. Doch auch drei Jahre später stiess das Anliegen im
Nationalrat mehrheitlich auf taube Ohren. Die grosse Kammer folgte dem Antrag ihrer
Kommissionsmehrheit und gab der Initiative keine Folge, da man Forderungen des
Gemeinwesens nicht gegenüber Forderungen anderer Gläubiger bevorzugen wolle. 8

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 17.06.2016
KARIN FRICK
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Elections

Elections fédérales

Ähnlich wie im Kanton Waadt versuchte das bisherige links-grüne Duo bestehend aus
Robert Cramer (gp) und Liliane Maury Pasquier (sp) auch im Kanton Genf die 2003
eroberten Sitze zu verteidigen. Anders als im Nachbarkanton schafften es die
Bürgerlichen in Genf aber, ihre Reihen zu schliessen. Sie traten mit den beiden
Nationalräten Christian Lüscher (fdp) und Luc Barthassat (cvp) an. Die SVP hatte nach
anfänglichem Taktieren auf einen eigenen Kandidaten verzichtet und unterstützte – als
Premiere im Kanton Genf und anders als bei den Wahlen für den Nationalrat – die
Entente zwischen FDP und CVP. Dem Zweierticket des Mouvement Citoyen Genevois
(Mauro Poggia und Danièle Magnin) wurden kaum Chancen eingeräumt. Anders als im
Kanton Waadt schafften es Pasquier (mit 42 650 Stimmen) und Cramer (mit 41 600
Stimmen) auf Anhieb im ersten Wahlgang, ihre Sitze zu verteidigen. Das Resultat war
jedoch äusserst knapp und stand erst ganz am Schluss der Stimmenzählung fest.
Schlussendlich fehlten Lüscher (39'741 Stimmen) und Barthassat (39'853 Stimmen) wohl
die Stimmen von Poggia (15'705) und Magnin (11'942). Darüber hinaus wurde in der
Presse gemutmasst, dass viele SVP-Anhänger das bürgerliche Ticket nicht unterstützt
und sich nicht an den Ständeratswahlen beteiligt hätten. 9

ÉLECTIONS
DATE: 23.10.2011
MARC BÜHLMANN

Am Ende des Jahres waren die Volks- und Kantonsvertreterinnen und -vertreter in
sieben Fraktionen eingeteilt. Der SVP-Fraktion gehörten auch die beiden Vertreter der
Lega sowie Thomas Minder an (62 Mitglieder). Die SP-Fraktion umfasste 57 Mitglieder.
Der insgesamt 44 Mitglieder grossen CVP/EVP-Fraktion schloss sich neben den
Vertreterinnen und Vertretern der beiden konfessionellen Parteien auch Vogler (csp,
OW) an. Die FDP-Liberale Fraktion bestand aus 41 Ratsmitgliedern. Auch die Grünen (17
Mitglieder), die Grünliberalen (14 Mitglieder) und die BDP (10 Mitglieder) hatten
Fraktionsstärke. Einzig Mauro Poggia (mcr, GE) wurde von keiner Fraktion
aufgenommen. 10

ÉLECTIONS
DATE: 23.10.2011
MARC BÜHLMANN

Bei den Ständeratswahlen im Kanton Genf ging es für die bürgerlichen Parteien darum,
die rot-grüne Dominanz zu durchbrechen. Als Amtsinhaber präsentierten sich Robert
Cramer von den Grünen und Liliane Maury Pasquier von der SP zur Wiederwahl. Beide
hatten ihr Mandat seit 8 Jahren inne, nachdem es den linken Parteien 2007 erstmals in
der Geschichte des Kantons gelungen war, eine Zweiervertretung ins Stöckli zu
schicken. Die Liste an Gegenkandidaten war bei den Wahlen 2015 ausserordentlich lang.
Die FDP versuchte den 2007 verloren gegangen Sitz mit dem ehemaligen Direktor der
UBS Genf, Benoît Genecand, zurückzugewinnen. Die CVP entschied sich mit Raymond
Loretan für einen Politikneuling. Loretan war freilich – trotz politischer Unerfahrenheit
– als SRG-Verwaltungsratspräsident in der Öffentlichkeit bekannt. Er hatte sich für die
Nominierung selber ins Spiel gebracht und sich parteiintern gegen die langjährige
Genfer Parteipräsidentin Béatrice Hirsch durchgesetzt. Ins Geschehen griff dieses Mal
auch die SVP ein, welche mit Yves Nidegger und Céline Amaudruz gleich ein eigenes
Zweierticket lancierte. Mit dem umstrittenen MCG-Mitbegründer Eric Stauffer gab es
gar noch zusätzliche prominente Konkurrenz aus dem rechten politischen Lager.
Komplettiert wurde das Feld von Salika Wenger von der PdA, Jean Batou von solidaritéS
und Thierry Vidonne von der BDP.
Die enorme Zahl an Kandidierenden liess sich auch durch das geänderte Wahlsystem
erklären, welches 2012 mit der Änderung der Genfer Verfassung eingeführt worden war.
Neu waren für eine Wahl im ersten Durchgang 50%, statt wie bisher 33% der Stimmen
vonnöten. Faktisch bedeutete dies, dass kaum einer der Kandidierenden eine Chance
haben würde, bereits im ersten Wahlgang gewählt zu werden. Die Parteien nutzten den
ersten Durchgang deshalb vermehrt als Profilierungsplattform für einzelne
Persönlichkeiten. Dafür sprach auch, dass sieben der zehn Anwärterinnen und Anwärter
auf einen Ständeratssitz gleichzeitig auch für den Nationalrat kandidierten. Auch
aufgrund dieser unübersichtlichen und wenig brisanten Ausgangslage, war die
Medienaufmerksamkeit vor dem ersten Durchgang relativ bescheiden. Die SVP betonte,
die einzige valable Option im rechten Lager zu sein und wurde denn auch nicht müde
die mangelnde Erfahrung von MCG-Kandidat Stauffer zu betonen. 2011 hatte die SVP für
die Wahlen in die kleine Kammer das Feld noch für die damals erfolglosen Mauro Poggia
und Danièle Magnin vom MCG überlassen. Nach deren chancenlosen Abschneiden hatte
man bei der Volkspartei aber offensichtlich genug und lancierte darum eigene
Kandidierende.

ÉLECTIONS
DATE: 08.11.2015
ANDREA DENZ
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Die Amtsinhaber setzten sich im ersten Wahlgang an die Spitze. Liliane Maury Pasquier
erzielte mit 37'354 Stimmen das beste Resultat, dicht gefolgt von Robert Cramer, der
auf 34'621 Stimmen kam. Bei einer Wahlbeteiligung von 43.6 Prozent reichte die
Stimmenzahl aber nicht, um die 50%-Hürde zu überspringen. Hinter dem
Bisherigenduo reihte sich Benoît Genecand (29'981 Stimmen) noch vor Raymond
Loretan (27'169 Stimmen) ein. Bei der SVP erhielten Yves Nidegger 21'454 und Céline
Amaudruz 20'934 Stimmen. Auf die hinteren Ränge verwiesen wurden Eric Stauffer
(12'284 Stimmen), Salika Wenger (6'470 Stimmen), Jean Batou (6'243 Stimmen) und
Thierry Vidonne (2'730 Stimmen). 
Bei den bürgerlichen Parteien machte man sich Gedanken über die Strategie für den
zweiten Durchgang. Die «Entente» aus CVP und FDP hatte vor dem ersten Wahlgang
angekündigt, dass man das gemeinsame Ticket beibehalten würde. Nach dem Ergebnis
des ersten Durchgangs, entschied man sich dann allerdings doch, die Kandidatur von
Loretan zugunsten des drittplatzierten FDP-Manns Genecand zurückzuziehen. Die
Überlegung war, dass die «Nouvelle Force» aus SVP und MCG sich ebenfalls auf einen
Kandidaten einigen und somit die Chance auf einen bürgerlichen Durchbruch erhöhen
würde. Die Rechtsparteien lehnten dieses Ansinnen jedoch ab und setzten auf ein
Ticket mit Yves Nidegger und Éric Stauffer. Nicht erfreut darüber, machten die CVP und
FDP daraufhin klar, dass sie für den zweiten Durchgang einzig Benoît Genecand zur
Wahl empfehlen.
Diese Uneinigkeit im bürgerlichen Lager und die geringere Wahlbeteiligung (38.3%)
waren wohl nicht unbedeutend für den Sieg der Linken: Liliane Maury Pasquier mit
42'153 Stimmen und Robert Cramer mit 40'031 Stimmen schafften die Wiederwahl und
durften damit eine dritte Legislatur in Angriff nehmen. Ihr Abstand auf den
drittplatzierten Benoît Genecand war schliesslich recht komfortabel. Der FDP-Kandidat
vereinte 36'183 Stimmen auf sich. Chancenlos blieben SVP-Nationalrat Yves Nidegger
(27'855 Stimmen) und MCG-Kandidat Éric Stauffer (16'078 Stimmen). Im Gegensatz zum
Kanton Waadt, konnte sich das rotgrüne Duo somit ein weiteres Mal behaupten. 11

Economie

Politique économique

Politique économique

Die Kommission für Rechtsfragen des Nationalrats (RK-NR) war im April 2014 der
Auffassung, dass Dienstleistungsanbieter, die eine stillschweigende Fortführung eines
abgeschlossenen Dienstleistungsvertrages vereinbaren, ihre Kunden zwingend
mindestens einen Monat vor Ablauf der Kündigungsfrist über die Möglichkeit eines
Vertragsrücktritts informieren müssen. Sie gab einer entsprechenden
parlamentarischen Initiative Poggia (mcg, GE), die nach dessen Ausscheiden im
November 2013 von Roger Golay (mcg, GE) übernommen wurde, mit 12 zu 10 Stimmen
bei 3 Enthaltungen Folge. 12

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 11.04.2014
DAVID ZUMBACH

Im Februar 2015 stimmte auch die Kommission für Rechtsfragen des Ständerats (RK-SR)
mit 8 zu 2 Stimmen bei 3 Enthaltungen einer parlamentarischen Initiative Poggia (mcg,
GE) zu, die die Position des Kunden bei Vertragsverhältnissen, die eine stillschweigende
oder automatische Verlängerung des Vertrags bei dessen Auslaufen vorsehen, zu
stärken beabsichtigt. Gemäss Initiative sollen Dienstleistungsanbieter in Zukunft ihre
Kunden mindestens einen Monat vor Ablauf der Kündigungsfrist über die Möglichkeit
eines Vertragsrücktritts zwingend informieren müssen. 13

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 11.02.2015
DAVID ZUMBACH
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Ordre économique

Roger Golay (mcg, GE) a repris une initiative parlementaire déposée par Mauro Poggia
(mcg, GE). L'objectif est d'améliorer l'information et la protection des consommateurs
et consommatrices lors d'un renouvellement tacite des contrats de services. En effet,
il mentionnait une forte hausse des clauses de renouvellement tacite lors de l'échéance
d'un contrat. Ainsi, il souhaitait une meilleure information pour garantir la protection
des consommateurs et consommatrices. Les commissions des affaires juridiques du
Conseil national (CAJ-CN) et du Conseil des Etats (CAJ-CE) ont adhéré à l'initiative.
Ainsi, la CAJ-CN a mis en consultation un avant-projet de loi qui impose une obligation
d'informer. 14

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 06.07.2018
GUILLAUME ZUMOFEN

A la suite de la procédure de consultation, la Commission des affaires juridiques du
Conseil national (CAJ-CN) s’est à nouveau penchée sur l’initiative parlementaire
Golay/Poggia. Ainsi, à la lumière des résultats de la consultation, la CAJ-CN a proposée
à son conseil de classer l’initiative par 12 voix contre 12 avec la voix prépondérante du
président. La minorité proposait de prolonger le délai de traitement. D’un côté, elle
estime que l’introduction d’une obligation d’informer enfreindrait la liberté
contractuelle et chargerait le fardeau bureaucratique. Elle précise d’ailleurs que les
consommateurs ont la capacité et responsabilité de s’informer. D’un autre côté, les
clauses de renouvellement automatique sont appliquées couramment et une
obligation d’informer ne serait pas une charge considérable, mais plutôt un moyen
raisonnable de protéger les consommateurs et consommatrices. 
Lors du vote en chambre, 102 voix contre 90 et 2 abstentions ont décidé de prolonger
le traitement de l’initiative parlementaire jusqu’au printemps 2021, plutôt que de
classer l’objet. L’UDC et le PLR n’ont donc pas réussi à imposer leur volonté car des
«dissidents», 8 au sein de l’UDC et 1 au sein du PLR, ont suivi la volonté de la minorité
de la commission. 15

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 22.03.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

Après le dépôt par Mauro Poggia (MCG, GE) d'une initiative parlementaire, reprise
ensuite par Roger Golay (mcg, GE), le projet de loi élaboré en conséquence par la
Commission des affaires juridiques du Conseil national (CAJ-CN) a été adopté par la
chambre du peuple par 124 voix contre 65 et 1 abstention. Le Conseil national a
souhaité ainsi améliorer la protection des consommateurs et consommatrices en
obligeant les entreprises à mieux les informer dans le cadre des renouvellements
tacites de contrats. La conseillère fédérale Karin Keller-Sutter (DFJP) a argumenté, en
vain, qu'il s'agissait d'une entrave à la liberté contractuelle et qu'une telle modification
législative entraînerait un fardeau bureaucratique conséquent. La droite libérale,
majoritairement opposée au projet de loi, a expliqué que des outils de gestion des
délais existaient et que la prolongation automatique était également un avantage pour
les consommateurs et consommatrices. Néanmoins, ces arguments n'ont pas eu l'effet
escompté. Le camp rose-vert, rejoint par le groupe du Centre, les Vert'libéraux, 11 voix
de l'UDC et 2 voix du PLR ont permis l'acceptation du projet de loi par le Conseil
national. 16

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 05.03.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

Politique sociale

Assurances sociales

Assurance-accidents

Die Kommissionen für Rechtsfragen der beiden Räte gaben einer parlamentarischen
Initiative Poggia (mcg, GE) Folge, die von Roger Golay (mcg, GE) übernommen worden
war. Das Begehren fordert, dass die Kantone Streitigkeiten aus der obligatorischen
Unfallversicherung und den Zusatzversicherungen zu dieser einer einzigen
gerichtlichen Beschwerdeinstanz zuweisen können, wie sie das bei Fällen im
Zusammenhang mit den privaten Zusatzversicherungen zur obligatorischen
Krankenpflegeversicherung tun können. Eine Behandlung bei zwei verschiedenen
Instanzen – namentlich der kantonalen Spezialinstanz für Sozialversicherungen und der
normalen kantonalen Instanz – erschwere und verlängere die Verfahren unnötig. Zudem
sei die fehlende Kohärenz zwischen obligatorischer Krankenpflegeversicherung und
obligatorischer Unfallversicherung stossend, so die Begründung des Vorstosses. 17

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 26.06.2014
FLAVIA CARONI
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Ende 2014 hatte die RK-SR entschieden, dass man nur sehr zurückhaltend bereits
wieder Änderungen an der erst kürzlich eingeführten neuen Zivilprozessordnung
vornehmen solle. Stattdessen beauftragte die Kommission den Bundesrat mit einer
Motion (Mo. 14.4008), die neue Zivilprozessordnung auf ihre Praxistauglichkeit zu testen
und dem Parlament die notwendigen Änderungen zu beantragen. Aus diesem Grund
entschied sich die RK-NR  im April 2016, dem Nationalrat für die parlamentarische
Initiative Poggia (mcg, GE, übernommen von Golay: mcg, GE) bezüglich einer einzigen
gerichtlichen Beschwerdeinstanz bei der Unfallversicherung, eine Fristverlängerung
um zwei Jahre – bis nach der Umsetzung der entsprechenden Motion – zu beantragen.
Diskussionslos nahm der Nationalrat den Antrag an. 18

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 08.04.2016
ANJA HEIDELBERGER

Im Herbst 2018 stellte sich heraus, dass die Arbeiten zur Motion der RK-SR (Mo.
14.4008) doch länger dauern würden als erwartet. Darum verlängerte der Nationalrat
die Behandlungsfrist der parlamentarischen Initiative Poggia (mcg, GE; übernommen
von Golay, mcg, GE) bezüglich einer einzigen gerichtlichen Beschwerdeinstanz bei der
Unfallversicherung erneut um zwei Jahre. 19

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 14.12.2018
ANJA HEIDELBERGER

Partis, associations et groupes d'intérêt

Partis

Partis conservateur et de droite

Die Ziele des vor allem in Genf starken, 2005 von den beiden SVP-Dissidenten Georges
Letellier und Eric Stauffer gegründeten rechtspopulistischen Mouvement Citoyens
Genevois (MCG) waren ambitiös. Sechs Nationalrats- und ein Ständeratssitz sollten
erobert werden. Als Mouvement Citoyens Romand (MCR) trat die Bewegung sowohl in
Genf als auch im Kanton Waadt zu den nationalen Wahlen an. In Genf erhielt die
Bewegung Sukkurs von 9,8% der Wählerschaft, was für einen Sitz in Bern ausreichte. Im
Kanton Waadt kam der MCG allerdings lediglich auf 0,5% Wähleranteil. Eine Kandidatur
des ehemaligen FDP-Regierungsrats Frédéric Hainard für den MCR im Kanton
Neuenburg kam nicht zustande. Der Gewinn eines Nationalratsmandats kam trotz der
vorgängigen Erfolge bei den kantonalen (2009) und kommunalen Wahlen (2011) in Genf
für viele überraschend. Die Mischung aus rechten Forderungen wie Sicherheit, Schutz
der Arbeitsplätze vor Grenzgängern und linken Postulaten (Kinderzulagen, tiefere
Krankenkassenprämien) schien dort auch für die nationalen Wahlen zu verfangen. Der
gewählte Mauro Poggia wurde allerdings von keiner Fraktion aufgenommen. Weniger
Erfolg hatte der MCR mit seinem Versuch, einen Ständeratssitz zu erobern. Die
Zweiertickets in Genf (Mauro Poggia und Danièle Magnin) und der Waadt (André Corboz
und Roland Villard) lagen jeweils abgeschlagen auf den letzten Plätzen. 20

ÉLECTIONS
DATE: 23.10.2011
MARC BÜHLMANN

Bei den kantonalen Wahlen in Genf konnte der MCG im Berichtjahr erneut Wahlerfolge
feiern. Im kantonalen Parlament legte die Protestbewegung um 4,5 Prozentpunkte an
Wählerstärke zu (19,2%), gewann drei zusätzliche Mandate (neu 20 Sitze) und wurde
damit neu zweitstärkste Partei hinter der FDP. Ein aggressiver Wahlkampf spülte zudem
Nationalrat Mauro Poggia in die Genfer Regierung. Der Sitz ging auf Kosten der FDP. Für
Poggia rückte Roger Golay in den Nationalrat nach.

ÉLECTIONS
DATE: 06.03.2013
MARC BÜHLMANN

Der im Kanton Genf starke MCG, der bei den nationalen Wahlen im Herbst 2011
überraschend einen Genfer Nationalratssitz gewinnen konnte, war auf nationaler Ebene
auf verlorenem Posten. Mauro Poggia konnte sich als einziger Vertreter keiner Fraktion
anschliessen und war deshalb auch in keiner Kommission vertreten. Der MCG hatte sich
– dort wesentlich stärker als die UDC (SVP) – in Genf mit der SVP überworfen, was mit
ein Grund sein dürfte, weshalb die SVP-Fraktion zwar die Lega, nicht aber den MCG in
ihre Fraktion aufnahm. Den Vorstössen, die Poggia bereits in grosser Zahl eingereicht
hatte, wurden im Parlament bisher kaum Beachtung geschenkt. 21

CHRONIQUE DES PARTIS
DATE: 07.08.2013
MARC BÜHLMANN

1) AB NR, 2015, S. 1706
2) AB NR, 2013, S. 1977 ff.
3) AB NR, 2015, S. 1380 f.; Kommissionsbericht RK-NR vom 29.05.2015
4) AB NR, 2016, S. 546; Kommissionsbericht RK-NR vom 25.02.2016
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5) AB NR, 2018, S. 2208; Kommissionsbericht RK-NR vom 25.10.18 (12.463 u.a.)
6) AB NR, 2021, S. 651; Kommissionsbericht RK-NR vom 15.1.21
7) AB NR, 2014, S. 58 ff.; Kommissionsbericht RK-NR vom 7.11.13; Medienmitteilung RK-NR vom 24.5.13; Medienmitteilung RK-
SR vom 2.7.13
8) AB NR, 2016, S. 1186 ff.; Kommissionsbericht RK-NR vom 08.04.2016
9) TA, 12.10.11; LT, 1.6. und 9.8.11; 24h, 7.10.11; TG, 24.10.11; www.ge.ch; Bundeskanzlei (www.parlament.ch); BFS (www.politik-
stat.ch).
10) Bundeskanzlei (www.parlament.ch).
11) TA, 21.5.15; NZZ, 23.5., 26.6.15; TG, 13.8., 21.8., 24.8.15; LT, 19.10., 21.10., 9.11.15
12) Medienmitteilung RK-NR vom 11.4.14
13) Medienmitteilung RK-SR vom 11.2.15
14) Avant-projet, Modification LCD; BO CN, 2017, p.540; Communiqué de presse CAJ-CE; Communiqué de presse CAJ-CN;
Communiqué de presse CAJ-CN; Rapport CAJ-CN
15) BO CN, 2019, p.540; BO CN, 2019, pp.577; Communiqué de presse CAJ-CN du 16.11.2018
16) BO CN, 2020, pp.157; Communiqué de presse CAJ-CN du 21.02.2020; AZ, LT, 6.3.20
17) www.parlament.ch
18) AB NR, 2016, S. 2282; Bericht RK-NR vom 8.4.16
19) AB NR, 2018, S. 2208; Bericht RK-NR vom 25.10.18
20) BaZ, 19.1.11; LT, 14.3.11; TA, 15.3.11; WW, 17.3.11; TG, 19.7.11; NZZ, 22.9.11; Presse vom 24.–26.10.11.; Lit. BFS.
21) TA, 7.8.12.
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